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Hessens Ministerpräsident Rhein:
Unterstützung für VW in Baunatal

möglich
Ministerpräsident Boris Rhein (CDU) im hr-

Sommerinterview: Hessen erwägt Hilfen für VW-Werk in
Baunatal aufgrund der Krise.

In einem aktuellen hr-Sommerinterview äußerte sich der
hessische Ministerpräsident Boris Rhein (CDU) zu den
Herausforderungen, vor denen der Volkswagen-Konzern steht,
insbesondere am Standort Baunatal. Angesichts der
anstehenden Sparmaßnahmen des Unternehmens erwägt die
Landesregierung finanzielle Hilfen, um die Beschäftigung der
15.000 Arbeitsplätze vor Ort zu sichern. Rhein betonte, dass die
kommenden Entscheidungen von großer Wichtigkeit sind, und
nannte die wirtschaftliche Lage insgesamt „wund“, was
bedeutet, dass viele Unternehmen unter Druck stehen.

Der Ministerpräsident erklärte, dass die Diskussion um mögliche
Unterstützungen dringlicher denn je sei. Zwar sei es noch zu
früh, um konkrete Maßnahmen anzukündigen, dennoch sei der
Dialog mit dem Management von VW und den Beschäftigten
unerlässlich. Besonders relevant sei der Hessenfonds, der im
Koalitionsvertrag zwischen Union und SPD eingerichtet wurde,
um Unternehmen bei Veränderungen durch Digitalisierung und
Energiewende zu unterstützen.

Volkswagen unter Druck

Volkswagen, Europas größter Autobauer, sieht sich aufgrund
sinkender Verkaufszahlen gezwungen, zusätzliche



Sparmaßnahmen einzuführen. Neben möglichen Entlassungen
und Werksschließungen könnte die Situation am Standort
Baunatal, dem zweitgrößten Werk in Deutschland, die
Landesregierung vor große Herausforderungen stellen. Rhein
beschrieb die Schwierigkeiten, die durch die
gesamtwirtschaftliche Lage verursacht werden, als signifikant
und unterstrich die Verantwortung der Regierung, geeignete
Lösungen zu finden.

Im Verlauf des Interviews äußerte Rhein auch seine Meinung zur
aktuellen Migrationspolitik. Angesichts der Wahlergebnisse in
den östlichen Bundesländern fordert der Ministerpräsident eine
zügige Reform des Einwanderungssystems. Er gab dem CDU-
Bundesvorsitzenden Friedrich Merz Rückendeckung, der der
Ampelregierung ein Ultimatum gesetzt hat, um der illegalen
Einwanderung an den deutschen Grenzen Einhalt zu gebieten.
Rhein äußerte, dass es höchste Zeit sei, eine klare politische
Antwort auf die drängenden Fragen der Einwanderung zu geben.

Der Ministerpräsident forderte eine zügige Einführung eines
entsprechenden Gesetzentwurfs der Bundesregierung und
äußerte, dass die Ampelregierung die Mehrheit im Bundestag
habe, um diesen Plan umzusetzen. Dies sei notwendig, um den
„unkontrollierten Zuzug“ zu stoppen und die Sorgen der
Bevölkerung ernst zu nehmen. Menschen an den Grenzen
äußern oftmals Bedenken bezüglich der Sicherheit und der
sozialen Integration, und diese Stimmen müssen gehört werden.

Ein weiteres Thema, das Rhein während des Interviews
ansprach, war die bevorstehende Einführung einer Bezahlkarte
für Flüchtlinge in Hessen. Hierbei erkannte er die Verzögerungen
im Vergabeverfahren an und betonte die Bedeutung dieser
Maßnahme. Er erklärte, dass alle politischen und administrativen
Schritte eingeleitet wurden, um die Karte schnellstmöglich zur
Verfügung zu stellen. Trotz der Verspätungen bleibt Rhein
optimistisch, dass die Karte bald zur Verfügung stehen wird, um
den Hilfsbedarf der Flüchtlinge zu decken.



Zusammenfassend diskutierte Rhein auch die regionalen
Wahlergebnisse und die momentane Stimmung in der
politischen Landschaft. Diese Ergebnisse hätten laut ihm
deutlich gemacht, dass die Ampelregierung unter Druck steht.
Die steigenden Umfragewerte der AfD und anderer
Oppositionsparteien sind für seine Partei ein Alarmsignal, das
Handlungsbedarf signalisiert. Er forderte die Union auf, den
Dialog innerhalb der politischen Kräfte zu fördern und
Verantwortung zu übernehmen.

Ministerpräsident Boris Rhein, der seit 2022 im Amt ist, leitet die
CDU in Hessen und hatte bei den letzten Landtagswahlen ein
starkes Ergebnis erzielt. Die CDU wird in seiner Führung mit 34,6
Prozent als die dominante Kraft wahrgenommen, nachdem die
Koalition mit den Grünen beendet und eine Zusammenarbeit mit
der SPD eingegangen wurde. Diese Entwicklungen zeigen die
dynamischen Veränderungen in der hessischen Politik und die
Herausforderungen, mit denen die Landesregierung konfrontiert
ist.
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